
Zeitschrift: Schweizer Monatshefte : Zeitschrift für Politik, Wirtschaft, Kultur

Herausgeber: Gesellschaft Schweizer Monatshefte

Band: 85 (2005)

Heft: 8-9

Artikel: Die Mär von der "Sparwut" : mehr Mut zur Ausgabenkürzung

Autor: Pfister, Ulrich

DOI: https://doi.org/10.5169/seals-167383

Nutzungsbedingungen
Die ETH-Bibliothek ist die Anbieterin der digitalisierten Zeitschriften auf E-Periodica. Sie besitzt keine
Urheberrechte an den Zeitschriften und ist nicht verantwortlich für deren Inhalte. Die Rechte liegen in
der Regel bei den Herausgebern beziehungsweise den externen Rechteinhabern. Das Veröffentlichen
von Bildern in Print- und Online-Publikationen sowie auf Social Media-Kanälen oder Webseiten ist nur
mit vorheriger Genehmigung der Rechteinhaber erlaubt. Mehr erfahren

Conditions d'utilisation
L'ETH Library est le fournisseur des revues numérisées. Elle ne détient aucun droit d'auteur sur les
revues et n'est pas responsable de leur contenu. En règle générale, les droits sont détenus par les
éditeurs ou les détenteurs de droits externes. La reproduction d'images dans des publications
imprimées ou en ligne ainsi que sur des canaux de médias sociaux ou des sites web n'est autorisée
qu'avec l'accord préalable des détenteurs des droits. En savoir plus

Terms of use
The ETH Library is the provider of the digitised journals. It does not own any copyrights to the journals
and is not responsible for their content. The rights usually lie with the publishers or the external rights
holders. Publishing images in print and online publications, as well as on social media channels or
websites, is only permitted with the prior consent of the rights holders. Find out more

Download PDF: 29.01.2026

ETH-Bibliothek Zürich, E-Periodica, https://www.e-periodica.ch

https://doi.org/10.5169/seals-167383
https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=de
https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=fr
https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=en


Kommentar Ulrich Pfister

Die Mär von der «Sparwut»
Mehr Mut zur Ausgabenkürzung

Ulrich Pfister

Steht die Schweiz vor dem Ruin? Liesse

man sich vom Lamento mancher Parteien

und Medien anstecken, müsste man
Krokodilstränen weinen. Es geht dabei,
notabene, nicht um das schwächelnde
Wachstum der Volkswirtschaft, nicht
um die Defizite der öffentlichen Hände
und die zusätzlichen Abschreibungen
ausserhalb der ordentlichen Rechnungen,

nichtum die alarmierend steigenden
staatlichen Schuldenlasten. Sondern es

geht um die «Sparwut» das «Kaputtsparen

» beim «Service Public» und wie die
schönen Kampfparolen alle heissen. Der
Klassenkampf findet heute nicht mehr
zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern

der Privatwirtschaft statt, die sich
längst auf die Realitäten des internationalen

Wettbewerbs eingestellt haben und
sich entweder erfolgreich behaupten oder

– wie die Rekordzahl der Konkurse zeigt
– miteinander untergehen. Sondern er

findet zwischen dem Kartell von öffentlichen

Arbeitgebern sowie den politisch
verbandelten Gewerkschaften ihres
Personals und denjenigen statt, die die
Rechnung begleichen, also den Steuerund

Gebührenzahlern.
W er einmal – mit durchaus gemischten

Gefühlen – erlebt hat, wie rigoros
und oft unsensibel renommierte
Unternehmen einschneidende Restrukturierungen

und massive Kosteneinsparungen
durchziehen, damit aber schliesslich
den Turnaround schaffen, kann sich
nur wundern, wie solche manchmal
unvermeidlichen Prozesse bei staatlichen
Verwaltungen ablaufen, die ja teilweise
selbst grosse, monopolgeschützte Dienst¬

leistungsunternehmungen darstellen. Bei
nach wie vor steigendem Gesamtaufwand
halten sich bereits die Vorgaben bei
Kostensenkungsprojekten in einstelligen
Prozentbereichen, und diese werden
dann an politischen Runden Tischen
regelmässig auf kosmetische Dimensionen
reduziert. Die Forderung, Aufgaben auf
ihre Notwendigkeit zu prüfen, scheitert
fast durchwegs am Widerstand der
zahlreichen interessierten Lobbies, zu denen
beileibe nicht nur die Personalverbände,

sondern auch bürgerlich dominierte
wirtschaftliche Interessengruppen aller
Art gehören.

Natürlich ärgert mansich, wenn dann
die Rechnung bei den für Bürgerinnen
und Bürger sichtbaren Dienstleistungen
wie etwa der Schule präsentiert wird,
obwohl dabei die Gesamtausgaben nicht
abnehmen und gar noch Steuererhöhungen
rechtfertigen sollen. Aber bei den gesetzlich

geschützten Ausgabenexplosionen,
etwa im Verkehrs-, im Gesundheits- oder
im Sozialbereich herrscht Fatalismus,
denn hier hat man auf allzu grosszügige

Versprechungen gebaut, deren Korrektur
man der Generation der jetzt oder in
naher Zukunft Begünstigtennichtzumuten
will. Diese Rechnung wird ohne Rücksicht

auf das sonst so hoch kotierte Gebot
der Nachhaltigkeit einfach der nächsten
Generation weitergereicht.

Die Personalkosten beanspruchen
einen ansehnlichen Anteil am Aufwand
für die öffentlichen Dienste. Die Kriterien

«Effektivität» und «Produktivität»
dürfen deshalb in diesen Bereichen nicht
ignoriert werden, auch wenn sie nicht

überall in gleicher Weise messbar sind
wie in kommerziellen Unternehmungen.
Auch massvolle Kostensenkungspläne im
Personalbereich werden jedoch alsbald
medienwirksam skandalisiert, während
exorbitante Nachfinanzierungen für
privilegierte öffentliche Pensionskassen

in den Medien kaum ein Achselzucken
auslösen. Öffentliche und private
Arbeitsverhältnisse werden nicht mit den
gleichen Ellen gemessen. Und wenn
einmal Wettbewerb zwischen staatlichen
und privaten Anbietern droht, wird fast
reflexartig nach dem Schutz des Service

Public gerufen.
Man braucht kein «Staatsfeind»

und kein «Beamtenfresser» zu sein, um
hier Gegensteuer zu fordern, und man
darf die Seriosität und die Qualität der
grossen Mehrzahl staatlicher Dienstleistungen

auch durchaus anerkennen. Aber
das geschärfte Sensorium für die
Notwendigkeit und allenfalls Wünschbarkeit
von Leistungen und für derenKosten darf
vor dem kolossalen Apparat nicht Halt
machen, den wir in Jahrzehnten zur
Förderung der gemeinsamen Wohlfahrt
aufgebaut haben. Es muss die Mechanismen
der Politik mehr denn je kritisch in Frage
stellen, die den Staat wie ein Perpetuum
Mobile mit der Wünschelrute betreibt
und die mit ihren Regelungen rund die
Hälfte des Volkseinkommens disponiert.
Es genügt nicht, sichauf das Vetorecht an
der Urne zu verlassen. Die Begehrlichkeiten

der mannigfachen Interessengruppen
und die Eigeninteressen von Behörden
und Verwaltung müssen frühzeitig
transparent gemacht und in Schranken gehalten

werden. Und Politiker, Parteien und
Medien müssen daran gemessen werden,
wie sie diese Pflicht erfüllen.

Ulrich Pfister, ist Publizist und
lebt in Zürich.
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